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DGPPN StelluNGNahme
mit einer Änderung des Strafgesetzbuchs im Jahr 1998 
wurde die höchstdauer der erstmaligen Sicherungsverwah-
rung aufgehoben. Seit diesem Zeitpunkt können als beson-
ders gefährlich eingestufte Straftäter auf unbegrenzte Zeit 
inhaftiert werden. Das Gesetz wurde auch rückwirkend auf 
diejenigen Straftäter angewandt, die sich bei Inkrafttreten 
des Gesetzes schon in der Sicherungsverwahrung befanden 
bzw. bei denen die maßregel angeordnet worden war. 2004 
wurde die nachträgliche Verlängerung der Sicherungsver-
wahrung vom Bundesverfassungsgericht als verfassungs-
konform beurteilt, da es sich bei der Sicherungsverwahrung 
um eine maßregel und nicht um eine Strafe handele. Daher 
komme dem Rückwirkungsverbot, dem zu Folge keine Stra-
fen rückwirkend verlängert oder nachträglich angeordnet 
werden darf, im Kontext der Sicherungsverwahrung keine 
Bedeutung zu. Im Gegensatz hierzu wertete der europäi-
sche Gerichtshof für menschenrechte (eGmR) im urteil 
vom 17.12.2009 die Sicherungsverwahrung als Strafe, da 
ihr Vollzug sich nicht wesentlich von der Verbüßung einer 
Strafhaft unterscheidet und dementsprechend die nachträg-
liche Verlängerung der Sicherungsverwahrung gegen das 
Rückwirkungsverbot verstößt. mit dem urteil des europäi-
schen Gerichtshofs für menschenrechte waren die Betrof-
fenen zu entlassen. Im Januar 2011 rügte der europäische 
Gerichtshof für menschenrechte auch generell die nach-
träglich verhängte Sicherungsverwahrung von Straftätern in 
Deutschland und verurteilte die Bundesrepublik Deutsch-
land zur Zahlung einer entschädigung. auf Grundlage des 
urteils des eGmR vom 17.12.2009 und der entscheidung 
vom mai 2010, die Beschwerde der Bundesregierung 
nicht einmal zur Verhandlung zuzulassen, wurde innerhalb 
weniger monate das Gesetz zur Neuordnung des Rechts 
der Sicherungsverwahrung und zu den begleitenden Rege-
lungen umgesetzt. Dieses Gesetz ist seit dem 1.1.2011 in 
Kraft getreten. mittlerweile hat es auf der Grundlage dieser 
Gesetzesvorlage erste unterbringungen von Betroffenen in 
psychiatrische Kliniken oder eigens hierfür vorbereitete Ins-
titutionen gegeben. Das Gesetz, sein Name und insbeson-
dere der art. 5, Gesetz zur therapierung und unterbringung 
psychisch gestörter Gewalttäter (therapieunterbringungs-
gesetz – thuG), ist aus Sicht der DGPPN aus folgenden 
Gründen höchst kritisch zu sehen:
1.  Der vorliegende Gesetzentwurf verfehlt rein inhaltlich 
die Kritik des eGmR- urteils.
2.  Der Gesetzentwurf führt zu einem missbrauch der 
Psychiatrie. Kriminalität und Krankheit sowie dauer-
hafte Gefährlichkeit und psychische Krankheit werden 
gleichgesetzt.
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3.  es ist nicht nachvollziehbar, davon auszugehen, dass 
psychotherapeutische maßnahmen die betroffenen Wie-
derholungstäter nach mehr als zehn Jahren Justizvoll-
zug innerhalb von 18 oder 36 monaten ungefährlich 
machen.
4.  hochfrequente Begutachtungen in 18-monatigen abstän-
den schüren die hoffnung auf eine entlassung nach 
„heilung“ von der Gefährlichkeit.
Zu den Kritikpunkten im einzelnen:
Ad 1) Das vorliegende Gesetz verfehlt mit seinem 
Therapieunterbringungsgesetz sachlich die Kritik des 
EGMR- Urteils
Vom europäischen Gerichtshof wurde beanstandet, dass 
Sicherungsverwahrte ohne therapeutisches angebot dauer-
haft unter haftbedingungen untergebracht sind. Diese Kritik 
ist nachvollziehbar und hätte zu einer Diskussion über psy-
chiatrische therapieangebote und verbesserte psycho- und 
soziotherapeutische Strukturen während der Inhaftierung 
führen müssen. Schon heute gibt es Sozialtherapeutische 
anstalten (Sothas) als therapiezentren des Strafvollzu-
ges, und es wäre zielführend die anzahl der sozialthera-
peutischen Plätze dem Bedarf entsprechend zu steigern, 
eine ausreichende Personalausstattung zu gewährleisten 
und forensisch-psychiatrisches Fachwissen zu therapie 
und Prognose zu nutzen. Stattdessen platziert das thera-
pieunterbringungsgesetz die zu therapierenden Straftäter 
in eine neue von der JVa deutlich abgrenzbare unterbrin-
gungsform mit dem Ziel der therapie.
Neben der Forensischen Psychiatrie und Psychotherapie 
zur Behandlung psychisch kranker Straftäter im Sinne der 
§§ 20 und 21 StGB und der sozialtherapeutischen anstalten 
zur Behandlung derjenigen Straftäter, bei denen ein the-
rapiebedarf besteht, die jedoch nicht psychisch krank im 
Sinne der §§ 20 und 21 StGB sind, wird nun eine weitere, 
zivilrechtliche Form der unterbringung für hochgefährli-
che, aber strafrechtlich voll verantwortliche Straftäter, die 
nach dem urteil des europäischen Gerichtshofs nicht mehr 
in der Sicherungsverwahrung interniert werden können, 
geschaffen. Damit schafft das therapieunterbringungsge-
setz eine in der Bundesrepublik Deutschland völlig neue 
Zielgruppe, die durch psychische Störung und damit ver-
bundene Gefährlichkeit definiert wird. Da die Bindung der 
Therapie an eine spezifisch klinisch fassbare und die Steue-
rungsfähigkeit des Straftäters beeinträchtigende Diagnose 
gänzlich fehlt, wird der Begriff „therapie“ diskreditiert und 
zu einem reinen Vorwand für Verwahrung.
Ad 2) Das Gesetz führt zu einem Missbrauch der 
Psychiatrie
Das Gesetz stellt das gültige zweigleisige Strafrechtssystem 
in Frage: Bislang wurde unterschieden zwischen Straftätern 
einerseits, die keine krankheitswertige psychische Störung 
haben und damit für ihre Straftaten verantwortlich sind, und 
Straftätern andererseits, deren Straftaten direkte Folge ihrer 
schweren, krankheitswertigen psychischen Störung sind 
und die daher einen anspruch auf die Behandlung in der 
Forensischen Psychiatrie haben. letztere sind vom Gericht 
als erheblich vermindert schuldfähig oder schuldunfähig 
eingestuft worden, weil sie krankheitsbedingt nicht oder nur 
eingeschränkt für ihre taten verantwortlich waren. alleine 
die Feststellung einer psychischen Störung gemäß den aktu-
ellen Klassifikationssystemen ist nicht zur Annahme der 
Schuldminderung oder gar -aufhebung geeignet. Die dort 
aufgelisteten psychischen Störungen haben höchst unter-
schiedlichen Einfluss auf die psychosoziale Leistungs-
fähigkeit und insbesondere auf die Verantwortlichkeit der 
Betroffenen. Für prosoziale und gemeinschaftsdienliche wie 
auch für dissoziale und gefährliche handlungen, die nicht 
einer krankheitswertigen Störung entspringen, sind deren 
täter verantwortlich. Diese verantwortlichen und dennoch 
gefährlichen täter sind die Zielgruppe des therapieunter-
bringungsgesetzes. Dieses ignoriert die unterschiedliche 
Verhaltensrelevanz der in den Klassifikationssystemen defi-
nierten psychischen Störungen, spricht ganz allgemein von 
Psychischer Gestörtheit und macht das Gesetz daher prinzi-
piell für jedwede (u. a. auch politische) Normabweichung 
anwendbar. Damit werden abweichendes Verhalten, Gefähr-
lichkeit und Kriminalität in unzulässiger Weise auf psychi-
sche Gestörtheit zurückgeführt und letztlich zur aufgabe 
der Psychiatrie erklärt.
Dieser entwicklung muss eine wissenschaftliche medizi-
nische Fachgesellschaft nicht nur wegen der zweckgerich-
teten Verwässerung psychiatrischer Konzepte, sondern auch 
wegen der historischen erfahrung und der steten Gefähr-
dung des missbrauchs der Psychiatrie als Ordnungsinst-
rument zur Internierung von psychisch auffälligen, sozial 
störenden, aber nicht psychisch kranken menschen ent-
gegentreten. Doch nicht nur Psychiatrie und therapeuten 
werden durch das therapieunterbringungsgesetz diskredi-
tiert, es werden auch die psychiatrischen Patienten benach-
teiligt: durch die Zuweisung von primär hoch kriminellen, 
aber nicht psychisch kranken Personen in eine psychiatri-
sche Klinik oder eine vergleichbare einrichtung wird der 
therapeutische Charakter dieser Institutionen zum Nachteil 
der dort behandelten Patienten verändert.
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Ad 3) Es ist nicht nachvollziehbar, davon auszugehen, 
dass psychotherapeutische Maßnahmen die betroffenen 
Wiederholungstäter nach mehr als zehn Jahren 
Justizvollzug innerhalb von 18 oder 36 Monaten 
ungefährlich machen
Bei der Zielgruppe des therapieunterbringungsgesetzes 
handelt es sich um menschen, bei denen die Sicherungs-
verwahrung angeordnet worden war. Dies sind also Wie-
derholungstäter, die sich in ihrem bisherigen leben durch 
kein verfügbares hilfsangebot bzw. juristische Sanktionen 
in ihrer delinquenten lebensführung hatten korrigieren 
lassen. angesichts der fortdauernden Gefährlichkeit muss 
man davon ausgehen, dass, wenn diese Personen in der 
Vergangenheit überhaupt therapeutische hilfe in anspruch 
genommen haben, diese wirkungslos geblieben ist. Vor die-
sem hintergrund erscheint es völlig unrealistisch, dass diese 
nach dem urteil des europäischen Gerichtshofs mit ihrer 
entlassung rechnende Gruppe sich nunmehr kooperativ auf 
eine therapie einlässt und diese sogar erfolgreich abschließt. 
Psychotherapeutische Interventionen setzen die Bereitschaft 
der Betroffenen voraus, ihre haltung kritisch zu hinterfra-
gen, sich zu verändern und eingeschliffene Gewohnheiten 
abzulegen. Psychotherapie ohne ein mindestmaß an Verän-
derungsmotivation und mitarbeit kann keine erfolge zeigen. 
es mutet zynisch an, wenn der für die therapeutische Inter-
vention geforderte Qualitätsstandard lediglich darin besteht, 
dass eine positive Beeinflussung ihrer psychischen Störung 
nicht ausgeschlossen ist.
letztlich wird daher durch das therapieunterbringungs-
gesetz der Psychiatrie die therapeutische Verantwortung für 
eine problematische Klientel aufgezwungen, der sie nach 
dem Stand unseres Wissens über die Grundlagen psycho-
therapeutischer Interventionen fachlich-therapeutisch über-
haupt nicht nachkommen kann. Dadurch wird therapie ad 
absurdum geführt und verliert auch dort ihre Bedeutung, wo 
sie nach heutigem Wissensstand indiziert wäre. auch aus 
diesem Grund ist dem Gesetz von seiten der Psychiatrie 
energisch entgegenzutreten.
Ad 4) Hochfrequente Begutachtungen in 18-monatigen 
Abständen täuschen eine Perspektive auf „Heilung“ 
von Gefährlichkeit vor
Die hochfrequente Begutachtung durch zwei Gutachter, die 
mindestens erfahrung in der Psychiatrie haben müssen, die 
auch über das weitere therapeutische Vorgehen beraten, soll 
hoffnung und motivation für die beschriebenen Probanden 
schüren. In anbetracht des Vorgesagten erscheint dies als 
augenwischerei, um den Formalkriterien des euGmR zu 
genügen. In der Praxis ist dies eine Verschwendung von bes-
ser anders einzusetzenden Ressourcen.
Die Stellungnahme der DGPPN zur Sicherungsverwah-
rung finden Sie auch zum Download unter www.dgppn.de.
Für den Vorstand der DGPPN.
